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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.09.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2018/04/0189 

Rechtssatz 

Ist eine Partei durch Vorlage eines Privatgutachtens dem gerichtlich bestellten Sachverständigen auf 
gleicher fachlicher Ebene entgegen getreten und liegen demzufolge einander in ihren Schlussfolgerungen 
widersprechende Gutachten vor, so kann das Verwaltungsgericht seine Entscheidung auf eines der beiden 
Gutachten stützen. Es hat in diesem Fall im Rahmen seiner Beweiswürdigung darzulegen, aus welchen 
Gründen es einem der beiden - formal gleichwertigen - Beweismitteln den höheren Beweiswert zubilligt 
als dem anderen (vgl. VwGH 3.10.2018, Ra 2017/12/0088, mit Verweis auf VwGH 17.11.2015, Ra 
2015/03/0058). Allenfalls ist es Aufgabe des Verwaltungsgerichts, den in der Sache gerichtlich bestellten 
Sachverständigen aufzufordern, sein eigenes Gutachten zu ergänzen und sich dabei mit den Aussagen des 
Privatsachverständigen auseinander zu setzen und gegebenenfalls darzulegen, warum die Annahme des 
Privatgutachters seiner Ansicht nach nicht zutreffen (vgl. VwGH 24.3.2020, Ra 2019/09/0159; 4.4.2019, 
Ra 2017/11/0227; 21.1.2019, Ra 2018/03/0130, jeweils mwN). 
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